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Die Klage wird abgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Umlagebescheides zur
Finanzierung des medizinischen Dienstes fÃ¼r das Haushaltsjahr 2000.

Der bis zum 31.12.1988 bei den Landesversicherungsanstalten errichteten
vertrauensÃ¤rztlichen Dienst wurde zum 01.01.1989 im Rahmen des
Gesundheitsreformgesetzes (BGB l I Seite 2477 ff.) als medizinischer Dienst der
Krankenversicherung (MDK) unter Umwandlung der bestehenden
RechtsverhÃ¤ltnisse fortgefÃ¼hrt und als Arbeitsgemeinschaft der
LandesverbÃ¤nde der Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, der
landwirtschaftlichen Krankenkassen und der VerbÃ¤nde der Ersatzkassen
umstrukturiert. Von ihnen werden die zur Finanzierung des medizinischen Dienstes
erforderlichen Mittel durch eine Umlage aufgebracht, Â§ 281 Abs. 1 Satz 1 des
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FÃ¼nften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V). Im Interesse einer
gleichmÃ¤Ã�igen Inanspruchnahme des medizinischen Dienstes durch alle
Kassenarten wurden die Kosten nicht nach der HÃ¤ufigkeit der Begutachtung
aufgeteilt, sondern nach dem VerhÃ¤ltnis der Zahl der Versicherten der einzelnen
Krankenkassen (GesetzesbegrÃ¼ndung in Drucksache des Dt. Bundestages
11/2237 zu Â§ 289). Entsprechend der bereits bestehenden Verwaltungsvorschriften
Ã¼ber die Statistik in der gesetzlichen Krankenversicherung wurde mit Â§ 281 Abs.
1 Satz 2 SGB V bei der Berechnung auf den Stichtag 01. Oktober abgestellt.

Mit Erlass vom 30.07.1997 Ã¤nderte das Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit seine
Verwaltungsvorschriften zum Rechnungswesen und Statistik der gesetzlichen
Krankenversicherung (Bundesarbeitsblatt 10/1997, ErlaÃ� des BMG
228-44910-1/44921-1) die Statistikvordrucke und deren AusfÃ¼llanleitung insofern,
als das als Stichtag fÃ¼r die Erhebung der Mitgliederzahl mit Wirkung ab
01.01.1998 auf den 01. Juli (und nicht mehr wie zuvor auf den 01. Oktober) eines
jeden Jahres abgestellt wurde. Dies erfolgte unter anderem, um dem medizinischen
Dienst zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt verlÃ¤ssliche Daten fÃ¼r ihre
Haushaltsplanung zur VerfÃ¼gung zu stellen. Die Ã�nderung der
Verwaltungsvorschrift wurde unter Beteiligung der LÃ¤nder und der
SpitzenverbÃ¤nde der gesetzlichen Krankenversicherung vorgenommen.

Das Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit beabsichtigte parallel dazu im Herbst
1998 im Rahmen des Gesundheitsreformgesetzes 2000 eine entsprechende
Ã�nderung des Â§ 281 Abs. 1 Satz 2 SGB V dahingehend, dass aus der bisherigen
Formulierung der Hinweis auf den konkreten Stichtag (01. Oktober) entfallen sollte.
Geplant war, diese Neuregelung zum 01.01.1999 in Kraft zu setzen. In dem
betreffenden Referentenentwurf aus MÃ¤rz 1999 heiÃ�t es in der Kommentierung
zu Â§ 281: "Die Terminierung auf den 01. Oktober eines jeden Jahres beruhte auf
den Vorschriften Ã¼ber die Statistik, wonach jeweils zum 01. Oktober die Zahl der
Mitglieder der einzelnen Krankenkassen auf Landesebene, bezogen auf den
BeschÃ¤ftigungsort, zu erheben war. Die Vorschriften Ã¼ber die Statistik sind
inzwischen geÃ¤ndert worden. Um die AbhÃ¤ngigkeit von den Statistikvorschriften
zu lÃ¶sen, sollten die SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen gemeinsam und
einheitlich festlegen, wann die Zahl der Mitglieder der einzelnen Krankenkasse
jÃ¤hrlich festzustellen ist."

Nach dem Regierungswechsel im Jahre 1998 wurde die zunÃ¤chst im Entwurf
vorgesehene Ã�nderung des Â§ 281 Abs. 1 Satz 2 SGB V aus politischen GrÃ¼nden
wegen der ZustimmungsbedÃ¼rftigkeit durch den Bundesrat jedoch aus dem
Entwurf des Gesundheitsreformgesetzes 2000 wieder herausgenommen. Die
Vorschrift wurde bislang nicht vom Gesetzgeber geÃ¤ndert; das Gesetz zur Reform
der gesetzlichen Krankenversicherung trat im Ã¼brigen am 01.01.2000 in Kraft
(BGBl I Seite 2626 ff.).

Die VorstÃ¤nde des medizinischen Dienstes der SpitzenverbÃ¤nde (MDS) und der
SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen (u.a. des Bundesverbandes der
Betriebskrankenkassen) sowie die Vertreter des Bundesministeriums fÃ¼r
Gesundheit einigten sich in einer Sitzung am 23.06.1998 darauf, dass "zukÃ¼nftig
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der 01. Juli den Stichtag ( â�¦) fÃ¼r die Mitglieder Zuordnung zur
Umlageberechnung in den medizinischen Dienstes bilden" solle. Das
Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit wollte abschlieÃ�end prÃ¼fen, ob wegen einer
einheitlichen Verfahrensweise im vorgesehenen Ã�nderungsgesetz ein konkreter
Stichtag (nÃ¤mlich der 01. Juli), vorgegeben werden kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin, eine Ã¼berregionale und branchenÃ¼bergreifende
(bundesunmittelbare) Betriebskrankenkasse ist Mitglied des beklagten Verbandes.

Mit Schreiben vom 20.01.2000 machte der Beklagte einen Betrag in HÃ¶he von
1.380.886,40 DM (nach heutiger WÃ¤hrung 706.036,00 EURO) zur Finanzierung
MDK geltend und legte zur Berechnung die Mitgliederzahlen der KlÃ¤gerin vom 01.
Juli des Vorvorjahres (01.07.1998) zugrunde. Zur ErlÃ¤uterung der Berechnung
fÃ¼hrte der Beklagte aus, die Berechnung sei aufgrund der Mitgliederstatistik KM6
Stichtag 01.07.1998 einschlieÃ�lich der Rentner erfolgt. Danach ergebe sich fÃ¼r
die KlÃ¤gerin folgende Berechnung: 76.040 Mitglieder x 18,6 DM = 1.380.886,40
DM.

Der Betrag sei gemÃ¤Ã� Beschluss des Verwaltungsrates am 15.02.2000 fÃ¤llig.

Die KlÃ¤gerin Ã¼berwies vorlÃ¤ufig einen um die HÃ¤lfte gekÃ¼rzten
Rechnungsbetrag in HÃ¶he von 690.443,20 DM (nach heutiger WÃ¤hrung
353.018,00 EURO) und hat am 08.02.2000 Klage erhoben, mit der sie den
Umlagebescheid anficht. Zur Klage begrÃ¼ndung fÃ¼hrt die KlÃ¤gerin aus, der
Beklagte habe gegen die "klar definierte ErmÃ¤chtigungsgrundlage" des Â§ 281
Abs. 1 Satz 2 SGB V, der auf den Stichtag 01. Oktober abstelle, verstoÃ�en, indem
er bei der Berechnung der Umlage als Stichtag den 01.07.1998 zugrunde gelegt
habe. FÃ¼r die Beurteilung der Rechtswidrigkeit dieses Verhaltens sei unerheblich,
aufgrund welcher praktischen Schwierigkeiten im konkreten Einzelfall die
ErfÃ¼llung der gesetzlichen Vorgaben erschwert oder gar unmÃ¶glich gemacht
wÃ¼rde.

Desweiteren wendet sich die KlÃ¤gerin die gegen ihrer Meinung nach fehlende
Wirtschaftlichkeit und LeistungsfÃ¤higkeit des MDK Nordrhein, was nach ihrer
Auffassung dazu fÃ¼hre, dass bereits der Haushaltsplan des MDK Nordrhein, der
Grundlage fÃ¼r die erhobene Umlage sei, gegen Â§Â§ 281 Abs. 2 SGB V, 70 Abs. 5
und 69 Abs. 2 des 4. Buches des Sozialgesetzbuches (SGB IV) verstoÃ�e. Auch dies
mache den angefochtenen Umlagebescheid rechtswidrig.

Nach Â§ 281 Abs. 2 SGB V i.V.m. Â§ 70 Abs. 5 SGB IV kÃ¶nne die AufsichtsbehÃ¶rde
den Haushaltsplan oder einzelne AnsÃ¤tze des Haushaltsplanes beanstanden,
soweit gegen Gesetz oder sonstiges fÃ¼r den TrÃ¤ger maÃ�gebendes Recht
verstoÃ�en wÃ¼rde, insbesondere soweit dadurch die wirtschaftliche
LeistungsfÃ¤higkeit des TrÃ¤gers zur ErfÃ¼llung seiner Verpflichtungen gefÃ¤hrdet
wÃ¼rde. Nach Â§ 281 Abs. 2 SGB V i.V.m. Â§ 69 Abs. 2 des SGB IV habe der MDK
Nordrhein bei Aufstellung und AusfÃ¼hrung des Haushaltsplanes sicherzustellen,
dass er die ihm obliegen den Aufgaben unter BerÃ¼cksichtigung der GrundsÃ¤tze
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erfÃ¼llen kÃ¶nne.
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Gegen diese Vorschriften verstoÃ�e der MDK in "gravierender Art und Weise". FÃ¼r
die Beurteilung der Rechtswidrigkeit des Verhaltens des MDK Nordrhein kÃ¶nne es
nicht entscheidend darauf ankommen, ob die AufsichtsbehÃ¶rde im Rahmen ihrer
ErmessensausÃ¼bung einschreite oder nicht. Insbesondere kÃ¶nne aus dem
UntÃ¤tigbleiben der AufsichtsbehÃ¶rde nicht auf die RechtmÃ¤Ã�igkeit des
Verhaltens des MDK Nordrhein geschlossen werden.

Bereits der Umstand, dass die KlÃ¤gerin lediglich Anspruch auf eine zeitliche
Inanspruchnahme des MDK Nordrhein von wÃ¶chentlich ca. 12 Stunden habe,
zeige, dass die KlÃ¤gerin aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden bei Aufwendung des
Umlagebetrages Sachverstand in weit grÃ¶Ã�erem, zeitlichen und fachlichen
Umfang "einkaufen" kÃ¶nnte, als dies Ã¼ber den MDK Nordrhein mÃ¶glich sei.
Dieser "Einkauf" fremden Sachverstandes durch AbschluÃ� entsprechender
DienstvertrÃ¤ge nach Zivilrecht hÃ¤tte fÃ¼r die KlÃ¤gerin darÃ¼ber hinaus den
groÃ�en rechtlichen und wirtschaftlichen Vorteil, dass im Falle von
Schlechtleistungen entsprechende AnsprÃ¼che gegen die Vertragspartner
bestÃ¼nden und durchgesetzt werden kÃ¶nnten. Aufgrund der gesetzlichen
Regelungen stÃ¼nden der KlÃ¤gerin gegen den MDK Nordrhein "selbst in FÃ¤llen
krasser Falschbearbeitung" keinerlei AnsprÃ¼che zu. Auch diese Ã�berlegung
zeige, dass einzig Ã¼ber den Haushaltsplan und dadurch Ã¼ber die Umlage eine
SanktionsmÃ¶glichkeit gegenÃ¼ber dem MDK Nordrhein bestehe.

Die mangelnde LeistungsfÃ¤higkeit des MDK Nordrhein, die sich im wesentlichen in
Schlechtleistungen manifestiere, sei nach den Erkenntnissen der KlÃ¤gerin
struktureller Natur. Es handle sich nicht um wenige EinzelfÃ¤lle und auch vielfache
GesprÃ¤che und VerÃ¤nderungsbemÃ¼hungen in Kooperation mit den
Verantwortlichen des MDK Nordrhein hÃ¤tten in der Vergangenheit keine greifbaren
Ergebnisse gezeigt. Unter Vorlage eines Schreibens von Herrn Prof. Hahn und der
AufzÃ¤hlung einiger â�� nach Auffassung der KlÃ¤gerin â�� die Schlechtleistungen
des MDK belegenden EinzelfÃ¤lle rÃ¼gt die KlÃ¤gerin, dass die erforderliche
Kompetenz zur Beurteilung der medizinischen Gesichtspunkte beim MDK nicht
vorhanden seien bzw. medizinisch und rechtlich erforderliche
Untersuchungstermine nicht zeitnah stattfÃ¤nden.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 20.01.2000, die Umlage zur Finanzierung des
medizinischen Dienstes der Krankenversicherung Nordrhein in HÃ¶he von
1.380,886,40 DM aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte vertritt weiterhin die Auffassung, der Umlagebescheid sei
rechtmÃ¤Ã�ig. Soweit die KlÃ¤gerin sich dagegen wende, dass die Mitgliederzahlen
vom 01.07 des Vorjahres zugrunde gelegt worden seien, weist sie auf die
StatistikÃ¤nderung hin. Eine Mitgliederzuordnung zum 01.10 â�� wie im Â§ 281 SGB
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V und in den Satzungen des MDK vorgesehen â�� sei nicht mehr durchfÃ¼hrbar.
Aufgrund des Erlasses des Bundesministeriums fÃ¼r Gesundheit vom 30.07.1997
habe die Beklagte den Stichtag 01.07. zugrunde legen mÃ¼ssen, da entsprechende
amtliche Statistiken zum 01.10. nicht mehr zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Soweit die
KlÃ¤gerin sich durch die Festlegung des Stichtages zum 01.07. eines Jahres
beschwert sehe, sei darauf hinzuweisen, dass die aufgrund der
KÃ¼ndigungsmÃ¶glichkeiten der Pflichtversicherten erfolgten
Mitgliederbewegungen erst zum 01.01. des Folgejahres deutlich wÃ¼rden und
BerÃ¼cksichtigung fÃ¤nden. Im Ã¼brigen enthalte der Wortlaut des Â§ 281 Abs. 1
Satz 2 SGB V zwar keine VerknÃ¼pfung zwischen dem Erhebungszeitpunkt und der
Statistikverordnung, insoweit sei jedoch ergÃ¤nzend auf Â§ 281 Abs. 2 SGB V
hinzuweisen, wonach fÃ¼r das Haushalts- und Rechnungswesen einschlieÃ�lich der
Statistiken die Â§Â§ 67 bis 69, 70 Abs. 5, 72 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 1. Halbsatz,
Â§Â§ 73 bis 77 Abs. 1 und 79 Abs. 1 und 2 i.V.m. 3a des 4. Buches des
Sozialgesetzbuches sowie aufgrund des Â§ 78 des 4. Buches erlassenen
Rechtsverordnungen entsprechend gelten wÃ¼rden.

Die in Bezug auf Â§ 281 Abs. 1 Satz 2 SGB V nicht mehr konkruente Gesetzeslage
sei durch die Weiterentwicklung des Rechts durch den Gesetzgeber entstanden und
die dadurch entstandenen Differenzen kÃ¶nnten nur auf dem Weg der Ermittlung
der Intension des Gesetzgebers ausgerÃ¤umt werden. Intension des Gesetzgebers
zum Inkrafttreten des Gesundheitsreformgesetzes zum 01.01.1989 sei im Interesse
einer einheitlichen Handhabung die Aufbringung der Umlage anhand der Anzahl der
Mitglieder der einzelnen Krankenkassen gewesen. Dies bedeute, im Interesse einer
einheitlichen Vorgehensweise zur Finanzierung des MDK die Verwendung einer
einheitlichen Statistik zur Berechnung der Umlage aller Kassenarten. Damit habe
sich der Beklagte bei seiner Vorgehensweise am Willen des Gesetzgebers orientiert.
Der Beklagte sehe dadurch nicht die ErmÃ¤chtigungsgrundlage zur Erhebung der
Umlage infrage gestellt. Denn Grundlage fÃ¼r die Erhebung der Umlage sei Â§ 281
Abs. 1 Satz 1 SGB V, wonach der MDK grundsÃ¤tzlich von seinen Mitgliedern, die
wiederrum in Â§ 278 SGB V benannt seien, zu finanzieren sei.

Das Gericht hat eine Auskunft des Bundesministeriums fÃ¼r Gesundheit aus einem
Parallelverfahren (Az.: S 27 KR 9/00) beigezogen. Wegen der Einzelheiten die ser
Unterlagen sowie des Sach- und Streitstandes im Ã¼brigen wird auf den Inhalt der
ProzeÃ�akte Bezug genommen. Seine Inhalte waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I.

Die Anfechtungsklage ist zulÃ¤ssig.

Die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des Sozialgerichts Duisburg ist nach Â§ 57 Abs. 1 Satz
1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gegeben, denn sowohl die KlÃ¤gerin, als auch
der Beklagte sind juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts. Eine
SonderzustÃ¤ndigkeit nach Â§ 57 a 4. Fallgruppe SGG liegt dem gegenÃ¼ber nicht
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vor. Bei Fragen im Zusammenhang mit der RechtmÃ¤Ã�igkeit von
Umlagebescheiden zur Finanzierung des medizinischen Dienstes handelt es sich
nicht um eine Streitigkeit nach Â§ 51 Abs. 2 Satz 1 SGG, denn es geht nicht um
Entscheidungen oder VertrÃ¤ge im Zusammenhang mit dem Leistungsrecht des
SGB V, sondern um Schaffung von Finanzausgleichen im Rahmen ihrer
Selbstverwaltung. Die Selbstverwaltungsautonomie beinhaltet das Recht, die zur
Finanzierung der gesetzlichen Aufgaben des Beklagten benÃ¶tigten Mittel im
Rahmen von Umlagen (oder BeitrÃ¤gen), zu erheben. Daraus folgende
Streitigkeiten sind organisationsrechtlicher Natur, die nicht unter Â§ 51 Abs. 2 Satz
1 SGG, sondern unter die Allgemeinklausel des Â§ 51 Abs. 1 SGG fallen.

Die gegen den Umlagebescheid des Beklagten gerichtete Klage ist als
Anfechtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 SGG statthaft. Bei dem Schreiben der
Beklagten vom 20.01.2000 handelt es sich um einen feststellenden Verwaltungsakt
im Sinne des Â§ 31 Satz 1 des 10. Buches des Sozialgesetzbuches (SGB X).

Der DurchfÃ¼hrung eines Vorverfahrens bedarf es gemÃ¤Ã� Â§ 78 Abs. 1 Nr. 3 SGG
nicht.

II.

Die Klage ist im Ã¼brigen jedoch unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den streitbefangenen Umlagebescheid des Beklagten vom
20.01.2000 nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG beschwert, denn der
Bescheid ist nicht rechtswidrig. Der Beklagte hat gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin, als
eine seiner Mitgliedskassen, fÃ¼r das Jahr 1998 den Betrag in HÃ¶he von
1.380.886,40 DM (alte WÃ¤hrung) zur Finanzierung des MDK Nordrhein zu Recht
erhoben.

1.

Es ist insbesondere nicht rechtswidrig, dass der Beklagte die Umlage durch einen
Leistungsbescheid, mithin ein Verwaltungsakt im Sinne von Â§ 31 SGB X erhoben
hat. Auch zwischen TrÃ¤gern Ã¶ffentlicher Verwaltung kann im Einzelfall ein
VerhÃ¤ltnis der Ã�ber- und Unterordnung bestehen, dass dem RegelverhÃ¤ltnis von
Verwaltung und BÃ¼rger vergleichbar ist. Ein solches Ã�ber- und
UnterordnungsverhÃ¤ltnis tritt insbesondere im Beitragsrecht in Erscheinung, denn
hier entscheidet einer der beiden TrÃ¤ger Ã¼ber die Beitragspflicht dem anderen,
dem Grunde nach und Ã¼ber die HÃ¶he der von diesem zu leistenden BeitrÃ¤ge
(vgl. LSG NRW Urteil vom 21.09.1995, Az.: L 16 Kr 142/92 im AnschluÃ� an ein
Urteil des Bundessozialgerichts â�� BSG â�� vom 02.02.1978, Az.: 12 RK 29/77).
Dies gilt nach Auffassung der Kammer auch im Rahmen des vorliegenden strittigen
Umlageverfahrens (vergleichbar mit den in stÃ¤ndiger Rechtsprechung erkannten
QualitÃ¤t eines Verwaltungsaktes eines Umlagebescheides im Rahmen des
gemeindlichen Steuerrechts, vgl. Urteil des Bundesverfassungsgerichts â�� BVerfG
â�� vom 18.03.1960 in der Zeitschrift "Die Ã¶ffentliche Verwaltung â�� DÃ�V â��
1960, 594, Urteil des Bayrischen Verwaltungsgerichtshofes â�� VGH â�� vom

                             6 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGG/51.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/51.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/51.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/51.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/78.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/31.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20RK%2029/77


 

02.08.1996, Az.: 4 B 94.1200 m.w.N.).

Der Umlagebescheid ist auch im Ã¼brigen formell rechtmÃ¤Ã�ig. Insbesondere war
vor ErlaÃ� der Bescheide weder eine AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin (Â§ 24 des Zehnten
Buches des Sozialgesetzbuches, SGB X), noch eine BegrÃ¼ndung hinsichtlich der
Berechnung der Umlage (Â§ 35 Abs. 1 SGB X) erforderlich.

Wie aus der KlagebegrÃ¼ndung hervorgeht und die vorangegangenen
GesprÃ¤chskreise auf Bundes- und Landesebene vermuten lassen, wurde die
KlÃ¤gerin durch ihren Verband, die Beklagte â�� umfÃ¤nglich informiert. Sinn und
Zweck des AnhÃ¶rungsrechtes, nÃ¤mlich Ã�berraschungsentscheidungen zu
vermeiden und das VertrauensverhÃ¤ltnis zwischen "BehÃ¶rden und BÃ¼rgern" zu
stÃ¤rken (Urteil des BSG in SozR 1300 Â§ 24 Nr. 9), wurde damit hinreichend
Rechnung getragen; von der â�� auch praktisch nicht mÃ¶glichen â�� individuellen
AnhÃ¶rung aller am Umlageverfahren beteiligten Krankenkassen durfte abgesehen
werden. Angesichts des bei den Kassen vorauszusetzenden Kenntnisstandes ist eine
Ã¼ber allgemeine ErlÃ¤uterungen hinausgehende BegrÃ¼ndung der Berechnung
des Ausgleichsbetrages, insbesondere einer ErlÃ¤uterung des verÃ¤nderten
Stichtages auch nicht erforderlich (vgl. Urteil des LSG NRW vom 23.10.2001, Az.: L 5
KR 152/00).

Es kann dahin gestellt bleiben, ob es sich zudem vorliegend um einen sogenannten
Massenverwaltungsakt handelt, fÃ¼r den eine AnhÃ¶rung nach Â§ 24 Abs. 2 Nr. 4
SGB X und eine BegrÃ¼ndung der Bescheide gemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs. 2 Nr. 3 SGB X
verzichtbar war, jedenfalls kÃ¶nnte nach Â§ 42 Satz 1 SGB X das Fehlen einer
BegrÃ¼ndung nicht zur Aufhebung des materiell zutreffenden Bescheides fÃ¼hren.

2.

Der streitbefangene Umlagebescheid ist auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin ergibt sich die Entscheidungsberechtigung
des Beklagten fÃ¼r die Erhebung der Umlage nicht aus Â§ 281 SGB V. Dabei kann
es dahin gestellt bleiben, ob es sich bei dieser Norm â�� sei es (wie der Beklagte
meint) Â§ 281 Abs. 1 Satz 1 oder (wie die KlÃ¤gerin meint) Satz 2 SGB V â�� um
eine ErmÃ¤chtigungsgrundlage oder eine bloÃ�e Berechnungsgrundlage handelt,
die Vorschrift findet jedenfalls lediglich im VerhÃ¤ltnis zwischen dem MDK und
seinen Mitgliedern Anwendung. Die Mitglieder des medizinischen Dienstes sind
jedoch nicht die Krankenkassen (und damit nicht die KlÃ¤gerin), sondern gemÃ¤Ã� 
Â§ 278 Abs. 2 SGB V die LandesverbÃ¤nde der Orts-, Betriebs- und
Innungskrankenkassen, die landwirtschaftlichen Krankenkassen und die VerbÃ¤nde
der Ersatzkassen.

Die Berechtigung zum ErlaÃ� des Umlagebescheides im VerhÃ¤ltnis zwischen dem
einzelnen Landesverband und seinen Mitgliedskassen ergibt sich â�� entgegen der
Ansicht der KlÃ¤gerin â�� auch nicht aus dem Haushaltsplan des MDK Nordrhein.
Durch den Haushaltsplan selbst werden AnsprÃ¼che oder Verbindlichkeiten weder
begrÃ¼ndet, noch aufgehoben, Â§ 281 Abs. 2 SGB V i.V.m. Â§ 68 Abs. 1 SGB IV. Der
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Haushaltsplan dient vielmehr "lediglich" der Feststellung der Mittel, die zur
ErfÃ¼llung der Aufgaben des MDK im Haushaltsjahr voraussichtlich erforderlich sind
und ist so zwar Grundlage fÃ¼r die Haushalts- und WirtschaftsfÃ¼hrung (vgl. Â§
281 Abs. 2 SGB V i.V.m. Â§ 68 Abs. 1 SGB IV). Durch den Haushaltsplan wird die
Verwaltung jedoch nicht ermÃ¤chtigt, die im Haushaltsplan vorgesehe nen
Einnahmen zu erzielen und Ausgaben zu leisten. Der Vollzug eines Haushaltsplans
liegt in der Hand der Verwaltung.

Die Berechtigung zum ErlaÃ� des Umlagebescheides ergibt sich vielmehr â�� wie
im Rahmen der LandesverbandsbeitrÃ¤ge (vgl. insofern LSG NRW Urteil vom
21.09.1995, Az.: L 16 Kr 142/92) â�� aus der Natur der Sache, denn die Beklagte
kann die ihr gesetzlich Ã¼bertragenden Aufgaben, wozu auch die Errichtung (Â§
278 Abs. 1 Satz 1 SGB V) und Unterhaltung (Â§ 281 Abs. 1 Satz 1 SGB V) des
medizinischen Dienstes gehÃ¶rt, nur erfÃ¼llen, wenn ihm seine Mitglieder die
hierfÃ¼r erforderlichen Mittel zur VerfÃ¼gung stellen. Der Umstand, dass der
Beklagte von seinen Mitgliedskassen finanziell auszustatten ist, ergibt sich bereits
aus Â§ 210 Abs. 1 Nr. 6 SGB X, wonach die Satzung des Landesverbandes unter
anderem Bestimmungen Ã¼ber die Aufbringung und Verwaltung der Mittel des
Verbandes enthalten muss (vgl. LSG NRW a.a.O.).

Einer ErmÃ¤chtigungsgrunde bedarf es entgegen der Aussicht der Beteiligten nicht.
Der auf Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz (GG) basierende Grundsatz der
GesetzmÃ¤Ã�igkeit der Verwaltung und daraus abgeleitete Grundsatz des
Gesetzesvorbehaltes (durch Â§ 31 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches SGB I
ausgedehnt auf den Bereich der Leistungsverwaltung) findet keine Anwendung im
VerhÃ¤ltnis zwischen juristischen Personen des Ã¶ffentlichen Rechts (vgl. Maunz-
DÃ¼ring-Herzog Kommentar zu Art. 20 Rdnr. 33 ff., insbesondere 50), wenn â�� wie
vorliegend â�� hinter der Ã¶ffentlich-rechtlichen Organisationsforum nicht
gesellschaftliche Interessenwahrnehmungen, sondern die bloÃ�e ErfÃ¼llung einer
staatlichen Aufgabe steht (vgl. auch Urteil des LSG NRW vom 23.10.2001, Az.: L 5
KR 152/00).

FÃ¼r das VerhÃ¤ltnis der Beteiligten ist zunÃ¤chst die Satzung ausschlaggebend;
diese hat nach Â§ 210 Abs. 1 Nr. 6 SGB X zu regeln, wie die Aufwendungen des
Verbandes auf die Mitgliedskassen umgelegt werden, insbesondere ob die Umlage
nach dem Haushaltsplan unter dem Rechnungsergebnis festgesetzt wird, ob fÃ¼r
alle Aufwendungen einheitliche oder unterschiedliche VerteilungsmaÃ�stÃ¤be
gelten, welche Berechnungsgrundlagen zugrunde gelegt werden, wann eine Umlage
zu zahlen ist sowie ob ggfs. VorschÃ¼sse erhoben werden. In der Verbandssatzung
kann ausserdem die Mittelaufbringung fÃ¼r den MDK geregelt werden, wobei der in
Â§ 281 Abs. 1 Satz 2 festgelegte VerteilungsmaÃ�stab grundsÃ¤tzlich zu beachten
ist (vgl. Krauskopf, Kommentar zu Â§ 210 SGB V, Randnr. 13 der insoweit sogar â��
entgegen der Ansicht des Gerichtes â�� von einer diesbezÃ¼glichen Verpflichtung
der LandesverbÃ¤nde ausgeht). Die Satzung der Beklagten enthÃ¤lt keine
Bestimmungen zur Finanzierung des MDK. Nach Â§ 12 Abs. 1 Nr. 3 der Satzung des
Beklagten (sowohl in der Fassung zum Zeitpuntk des Erlasses des
Umlagebescheides, als auch unverÃ¤ndert der akutellen Fassung) obliegt es dem
Verwaltungsrat der Beklagten, Umlagen festzusetzen. Der Vorstand als Vertreter

                             8 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/281.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/281.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/68.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/278.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/278.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/281.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/210.html
https://dejure.org/gesetze/GG/20.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/31.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20KR%20152/00
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20KR%20152/00
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/210.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/210.html


 

der Beklagten hat die entsprechenden BeschlÃ¼sse des Verwaltungsrates
durchzufÃ¼hren.

Soweit der Landesverband â�� wie vorliegend â�� zur Aufrechterhaltung der
FunktionsfÃ¤higkeit des MDK im Ã¶ffentlichen Interesse gegenÃ¼ber dem MDK auf
die Geltendmachung des gesetzlichen VerteilungsmaÃ�stabes nach MaÃ�gabe des 
Â§ 281 Abs. 1 Satz 2 SGB V zum Stichtag 01. Oktober vor dem Hintergrund, dass
eine entsprechende Statistik nicht mehr verfÃ¼gbar ist, verzichtet hat, schlÃ¤gt
diese Entscheidung zumindest in diesem Einzelfall auf die Verbandsmitglieder,
mithin auch die KlÃ¤gerin, durch und ist von diesen im RÃ¼ckgriff als Verbandslast
zu tragen. Eine Verbandslast trifft die Mitglieder einer Ã¶ffentlich-rechtlichen
KÃ¶rperschaft als eine (Zwangs)Mitgliedschaftspflicht unabhÃ¤ngig davon, ob die
Verschiebung des Stichtages hypotetisch zu einer Gleich- oder Besserstellung (in
diesen FÃ¤llen wÃ¤re die KlÃ¤gerin ohnehin nicht materiell beschwert) oder
Schlechterstellung der KlÃ¤gerin fÃ¼hrt. Eine vorherige Abstimmung mit den
Mitgliedskassen, wie es Â§ 211 Abs. 2 Ziff. 8 SGB V vorsieht, ist hier nicht
erforderlich.

Zwar ist grundsÃ¤tzlich am VerteilungsmaÃ�stab des Â§ 281 Abs. 1 Satz 2 SGB V
auch im VerhÃ¤ltnis zwischen Landesverband seinerseits und seinen Mitgliedern,
den Mitgliedskassen festzuhalten, der Beklagte war jedoch im vorliegenden Fall zu
einer am Sinn und Zweck der jeweiligen ErmÃ¤chtigungsnorm orientierten
abweichenden Zahlung an den MDK berechtigt. Er hat sich insofern von sachlichen,
zweckgerichteten ErwÃ¤gungen leiten lassen und auch der gesetzgeberischen
Intension der Orientierung an den Mitgliederzahlen nicht entgegengewirkt. FÃ¼r
diesen Fall steht dem Beklagten die MÃ¶glichkeit zur Schaffung eines
kasseninternen Finanzausgleichs im Rahmen seines durch die Satzungsautonomie
zugewilligten Gestaltungsspielraums bei der ErfÃ¼llung seiner Verbandsaufgaben
zu.

Soweit die KlÃ¤gerin die vollstÃ¤ndige Zahlung der Umlage darÃ¼ber hinaus wegen
einer (ihrer Auffassung nach) Unwirtschaftlichkeit und LeistungsunfÃ¤higkeit des
MDK verweigert, so ist dies nicht zulÃ¤ssig. Das Bundesverwaltungsgericht hat
mehrfach entschieden, dass die selbsthilfeartige Verweigerung eines Beitragsanteils
zu einer Berufskammer bzw. zur Studentenschaft nicht nur ein unzulÃ¤ssiges,
sondern ungeeignetes Mittel ist, die Rechtswidrigkeit einer bestimmten TÃ¤tigkeit
geltend zu machen, weil damit nur das Beitragsaufkommen verkÃ¼rzt, aber nicht
bewirkt werde, dass der Verband die beanstandete TÃ¤tigkeit einstelle (vgl. z.B.
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts â�� BVerwG â�� in BVerwGE 59, 242, 248 f.).
Gleiches gilt hier im VerhÃ¤ltnis zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beklagten. Die
KlÃ¤gerin mÃ¼sste sich bei Beanstandungen des MDK an die AufsichtsbehÃ¶rden
wenden. Die Aufsicht erstreckt sich nicht nur auf die Beachtung von Gesetz und
sonstigem Recht, das fÃ¼r den medizinischen Dienst maÃ�gebend ist. Sie umfasst
auch die PrÃ¼fung der GeschÃ¤fts-, Rechnungs- und BetriebsfÃ¼hrung, vgl. Â§ 281
Abs. 3 i.V.m. Â§ 274 SGB V. Im Ã¼brigen sind die Ã�rzte des MDK bei der
Wahrnehmung ihrer medizinischen Aufgaben gemÃ¤Ã� Â§ 275 Abs. 5 Satz 1 SGB V
nur ihrem Ã¤rztlichen Gewissen unterworfen.
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Die von der KlÃ¤gerin letztlich beabsichtigte LÃ¶sung vom MDK (wie sie nicht nur
aus der vorliegenden Klageschrift sowie aus den SchriftsÃ¤tzen der KlÃ¤gerin in
einer Vielzahl anderer Verfahren offensichtlich wird, sondern auch im Rahmen der
mÃ¼ndlichen Verhandlung ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt wurde) und Beauftragung
von BeratungsÃ¤rzten ausserhalb des MDK, ist nach Auffassung des Gerichtes nach
bestehender Rechtslage, insbesondere im Hinblick auf Â§ 275 SGB V, nicht zuletzt
wegen der vom Gesetzgeber beabsichtigten finanziellen und fachlichen
UnabhÃ¤ngigkeit des MDK (unabhÃ¤ngig von weitergehenden
datenschutzrechtlichen ErwÃ¤gungen) unzulÃ¤ssig.

Die einzelne Kasse muss die Arbeitsgemeinschaft "Medizinischer Dienst der
Krankenversicherung" (vgl. Â§ 278 SGB V), deren Mitglied der Beklagte ist,
unabhÃ¤ngig davon mit(re)finanzieren, ob und zu welchem Umfang sie einen
konkreten Nutzen aus der Einrichtung zieht bzw. welchen Nutzen Sie zieht. Die
Pflicht zur (Re)finanzierung der Verbandsaufgabe (Errichtung und Unterhaltung des
MDK) kann nicht davon abhÃ¤ngig gemacht werden, in welchem Umfang eine
Krankenkasse konkrete UnterstÃ¼tzungsleistungen des Verbandes fÃ¼r sich in
Anspruch nimmt oder welche QualitÃ¤t diese Leistungen haben (vgl. auch Urteil des
LSG NRW vom 23.01.2001, Az.: L 5 KR 115/00).

Die Kammer teilt ebenfalls nicht im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom
Sitzungsvertreter der KlÃ¤gerin vorgetragenen verfassungsrechlichen Bedenken.
Abgesehen davon, dass die Entscheidungsberechtigung der Beklagten â�� wie
ausgefÃ¼hrt â�� nicht auf Â§ 281 SGB V beruht und insofern die
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit dieser Norm im VerhÃ¤ltnis zwischen den Beteiligten â��
also zwischen der KlÃ¤gerin als bundesunmittelbar KÃ¶rperschaft des Ã¶ffentlichen
Rechts und der Beklagten als einer juristischen Person auf Landesebene â��
unerheblich ist, verstÃ¶sst die Vorschrift nach Auffassung des Gerichtes nicht gegen
das Grundgesetz und insofern insbesondere nicht gegen "das Verbot der
Mischverwaltung" (so der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte im Rahmen der mÃ¼ndlichen
Verhandlung). Dazu ist zunÃ¤chst anzumerken, dass das Verfassungsrecht â�� dem
Wortlaut nach â�� den Begriff der "Mischverwaltung" nicht kennt. Das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat insofern ausgefÃ¼hrt, aus der Verwendung
des Begriffs "Mischverwaltung" ergÃ¤be sich nichts fÃ¼r die PrÃ¼fung der Frage,
ob ein Zusammenwirken von Bundes- und LandesbehÃ¶rden bei der Verwaltung im
konkreten Fall rechtlich zulÃ¤ssig ist. Eine verwaltungsorganisatorische
Erscheinungsform sei nicht deshalb rechtswidrig, weil sie als Mischverwaltung
einzuordnen ist, sondern nur, wenn ihr zwingende Kompetenz â�� oder
Organisationsnormen oder sonstige Vorschriften des Verfassungsrechts
entgegenstehen (Urteil des BVerfG vom 12.01.1983, Az.: 2 BvL 23/81; Ã¤hnlich im
Urteil vom 28.01.1998, Az.: BvF 3/92). Dies wurde von der KlÃ¤gerin jedoch nicht
vorgetragen und ist auch â�� nach Auffassung des Gerichtes â�� nicht ersichtlich.
Der Hauptgedanke einer unzulÃ¤ssigen Mischverwaltung beruht nÃ¤mlich auf dem
Grundsatz der Rechtswidrig keit von Kompetenzverschiebungen. Weder der Bund,
noch die LÃ¤nder kÃ¶nnen Ã¼ber ihre im Grundgesetz festgelegten Kompetenzen
verfÃ¼gen, so dass auch mit Zustimmung der Beteiligten
Kompetenzverschiebungen nicht zulÃ¤ssig sind (vgl. BVerfGE 4 , 115 (139) und 32,
145 (156) und Urteil des BVerfG vom 12.01.1983, Az.: 2 BvL 23/81). Solche
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ZustÃ¤ndigkeitsverschiebungen, etwa Verlagerungen in oder AushÃ¶hlungen von
Entscheidungsbereichen, sind hingegen vorliegend nicht erkennbar. Weder der MDK
als Arbeitsgemeinschaft der LandesverbÃ¤nde, noch der Beklagte als zustÃ¤ndiger
Landesverband und insofern insbesondere nicht die Regelung des Â§ 281 SGB V
greift in die Entscheidungskompetenz der KlÃ¤gerin ein.

Im Ã¼brigen ist im Anschluss an das LSG NRW (Urteil vom 23.10.2001, Az.: L 5 KR
152/00) abschlieÃ�end darauf hinzuweisen, dass das Bundesverfassungsgericht
mehrfach Ã¼ber Finanzausgleichsverfahren in der Sozialversicherung, bei denen
teils landesunmittelbare, teils bundesunmittelbare TrÃ¤ger beteiligt waren, zu
entscheiden hatte, ohne dass es evtl. finanzrechtliche Grenzen eines solchen
Finanzverbundes problematisiert hat (LSG a.o. m.w.N.), so dass auch dies vermuten
lÃ¤sst, dass eine Verfassungswidrigkeit insofern nicht vorliegt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 12.08.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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